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Anfang des Endes vom offenen Internet

Philipp Lust

I
den frühen Morgenstunden

des 30. Juni ist das Europä
ische Parlament nach einem-

halb Jahren tapferen Widerstands
dem industriepolitischen Druck
von Europäischer Kommission
und EU-Ministerrat erlegen. Im
politischen Abtausch gegen ein
gewisses Ende von Roamingge
bühren im Mobilfunk wurde
nachhaltigen Ausnahmen von der
im Internet bisher üblichen „Netz
neutralität“ zugestimmt.

Damit wird das Wesen des offe
nen Internets langfristig verän
dert: Bislang herrschte Gleichheit
bei der Datenübertragung auf
internetbasierten Leitungen im
Sinne des „best effort“-Prinzips.
Künftig wirdjedoch verstärkt zwi
schen internetbasierten „speciall
sed services“ und der Restgruppe
im Sinne des bisher bekannten
‘, offenen Internets “ unterschie
den, wobei die Abgrenzung vo
raussichtlich vage bleiben wird.

In einem
/_ *--“

Punkt sind
- sich praktisch. alle Krisen-

. Analysten die-.
“\ ser Tage einig:

. — - ;‘. Wir verstehen
fJ 1/ unsere Welt
‚ 1j 1 und ihre wirt-

schaftlichen Zusammenhänge
nicht mehr. Ein Beispiel für
das Unerklärliche lieferte am
vergangenen Sonntag die Zei
tung Osterreich. Der dort abge
druckte Satz „Alle Recherchen
bei SPO-Insidern zeigen, dass
Werner Faymann in seiner
Partei weiter als unbestritten
gilt“ hat eine ähnliche Reali
tätsverankerung wie „Grie
chenland blickt rosigen Zeiten
entgegen“ oder „15 gilt als Fa
vorit für den Friedensnobel
preis“ . Erstaunlicherweise
scheint dieser märchenhafte
Zugang die um Glaubwürdig-
keit ringende Werbewirtschaft
nicht zu stören. Die 112 Seiten
starke Sonntagsausgabe ver
blüffte mit 73 Seiten Werbung.
Noch rätselhafter wird die An-
gelegenheit durch einen Be
richt des Kuriers, in dem Ver
treter von Wirtschaftsbund
und Industriellenvereinigung
erzählen, sie hätten Osterreich
Interviews gegeben, die dann
als bezahlte Anzeigen gekenn
zeichnet erschienen wären.
Eine Rechnung dafür hätten
sie jedoch nie bekommen. Auf
Anfrage wurde ihnen mitge
teilt, dass es „ Sponsoren gebe,
die ein Budget für Anzeigen in
Osterreich zur Verfügung stel
len. Diese wollen aber anonym
bleiben.“

W
as für ein von kon
ventionell marktwirt
schafthichen Uberle

gungen losgelöstes Geschäfts-
modell mag hier vorliegen?
Wollen die geheimen Wohltä
ter dem absurden Humor der

Somit können Firmen, die als
„ internet service provider“ Kun
den mit Internetzugang versorgen,
gewisse eigene „Spezialdienste“
wie etwa Film- und Musikdienste,
Videokonferenzen, Navigations
dienste oder Ahnliches gegenüber
allgemeinen Angeboten aus dem
Internet bevorzugen. Netzzu
gangsanbieter, die bisher primär
für die mnhaltsunabhängige Daten-
übertragung zuständig waren,
können ihre Marktmacht einfa
cher auf die Ebene internetbasier
ter Inhaltsdienste ausdehnen, da
ihre Angebote Vorrang bei der
Datenübertragung haben dürfen.
Nur die Restbandbreite bleibt dem
„ offenen Internet“.

Damit haben es auch die klassi
schen Internet-Start-ups schwie
Tiger: Einerseits kann sie der Kun
de von vornherein nur mit der
nachrangigen, allgemeinen Inter
netpriorität erreichen. Anderer-
seits kann der Netzzugangsanbie
ter dann, wenn sich dessen Ge
schäftsmodell als erfolgreich he

sinnt, wird man schon mit
dem nächsten konfrontiert.
Der wegen Untreue angeklagte
Alfons Mensdorff-Pouilly
schaffi es, mit seinen Aussa
gen vorGericht sämtliche, bei
der Beantwortung der Frage
„Wo woar mei Leistung?“ noch
existierenden Schamgrenzen
zu pulverisieren. Nachdem er
zunächst seine den Ermittlern
gegenüber getätigte Behaup
tung, er hätte für das 1,1-Mil-
lionen-Honorar der Telekom
2000 Stunden gearbeitet, als
glatte Lüge eingestanden hatte,
entsorgte er mit der gleichen
gräflichen Nonchalance auch
seine ursprüngliche Verteidi
gungslinie, laut der er nie Zah
lungen zum Skandalprojekt
Tetron erhalten hätte. Diese
hätte er nur nicht öffentlich
machen wollen, „während
meine Frau irgendwas — keine
Ahnung, was — in der Politik
macht“. Das kann man als Er-
folgsbilanz Maria Rauch-Kai-
lats durchaus so stehen lassen,
aus dem Mund eines angeb
lich topinformierten Lobbyis
ten klingt es befremdlich.
Noch bizarrer nur seine Be
gründung, warum keine
schriftliche Vereinbarung für
seine Tätigkeiten vorliege:
„Das ist nicht wie beim Gemü
sehändler.“

B
evor jedoch all jene, die
ihre Gemüsehändler
ohne schriftliche Verein-

barung konsultieren, das (von
der Staatsanwaltschaft für an-
gemessen, aber unbeweisbar
gehaltene) Wort „Bestechung“
als Erklärung für alles herneh
men, sei hier ein fantasievolle
rer Ansatz versucht. Vielleicht
hat auch Mensdorff anonyme,
den absurden Humor fördern-
de Sponsoren. Von seinem
Mitangeklagten Rudolf Fischer
wurde er als „Informations
makler“ bezeichnet. EineBe

rausstellt, die Idee nachahmen
und samt besserer Ubertragungs
qualität mitunter als verfeinerten
„Spezialdienst“ selbst anbieten.

Auch die derzeit praktizierte
Variante, dass bei gewissen Mobil-
funkangeboten ein bestimmter
Musik- oder Videodienst großer
internationaler Anbieter inklu
diert ist (,‚zero rating“), ist nicht
unbedingt „gut“: Einerseits
schränkt sie den gleichberechtig
ten Wettbewerb mit ähnlichen
Angeboten anderer internetba
sierter Anbieter ein, andererseits
ist sie der Transparenz der Uber
tragungspreise abträglich.

Der Telekomsektor ist seit dem
Aufbrechen der Monopole in den
1990er-Jahren intensiv staatlich
reguliert, um über staatliche Ein-
griffe Wettbewerb zu simulieren.
Aufgrund offenkundig verfehlter
Regulierungspolitik sind vor al
lem im Festnetz signifikante In-
vestitionen in den Ausbau von zu-
kunftstauglichen Netzen ausge
blieben. Bisher ist dabei noch
dazu der Kundenschutz auf der
Strecke geblieben. Bei der „Breit
bandmilliarde“ zwecks Ausbau
der Netze der großen privaten
Telekomkonzerne wurde nicht si
chergestellt, dass die dadurch ent
stehenden Kostenvorteile auch
den Kunden zugutekommen.

Bei Kundenaspekten wird an-

GünterHager-Madun

S
eit mehr als hundert Tagen
verhandeln die Politiker der
Eurogruppe und Vertreter

der griechischen Regierung über
die Bedingungen, unter denen die
noch ausstehenden 7,1
Milliarden Euro des zwei-
ten Hilfspakets freigege
ben werden. Bei der ur
sprünglichen Beschluss-
fassung wurden mit der
damaligen griechischen
Regierung Bedingungen
festgelegt, die eine Fort-
setzung jener neolibera
len Politik bedeuten wür
den, die entscheidend zur
Eskalation der griechi
schen Krise beitrugen.
Daher ist es in höchstem
Maße unvernünftig, an diesen Be
dingungen festzuhalten.

Lösen wir uns einmal von den
Details, und schauen wir uns die
Sache grundsätzlich an: Hier tref
fen zwei grundlegend verschiede
ne politische Auffassungen zu-
sammen. Erste Alternative: das
seit 25 Jahren beherrschende neo
liberale System. Zweite Alternati

ders als auf Großhandelsebene
(„Vorieistungsregulierung“) regel-
mäßig auf die Kräfte des Wettbe
werbs vertraut. Dieser funktio
niert jedoch bei einem überschau-
baren Oligopol großer Anbieter re
gelmäßig nicht so ganz. Man den-
ke nur an die Preiserhöhungen um
30 Prozent im Mobilfunk zwi
schen 2013 und 2014. Der Mobil-
funk wird von bloß drei großen
mobilen Netzbetreibern erbracht,
deren Interessen auch in Politik
und Verwaltung besser gehört
werden als die der Allgemeinheit.

Regulierung nötig
Es vermag daher nicht zu er-

staunen, dass voraussichtlich
auch die Netzneutralität künftig
verfehlt geregelt wird. Das Inter
net ist von einem positiven Netz-
werkeffekt geprägt, wonach es
eigenleistungsunabhängig immer
attraktiver wird, wenn neue Teil-
nehmer darüber erreichbar sind
und neue, innovative Dienste da-
rüber erbracht werden können.
Dementsprechend müsste diese
kostenlose Externalitiit bei einem
am Gemeinwohl orientierten Ge
währleistungsstaat der Allge
meinheit und der Volkswirtschaft
über eine uneingeschränkte Netz-
neutralität gesichert werden.
Stattdessen erlauben die europä
ischen Akteure künftig, dass die

leidlich abgesicherten Menschen
und die Vertreter von elf Millio
nen unter prekärsten Umständen
lebenden Menschen.

Was könnte ökonomisch denn
schon passieren, wenn die EU die
Vorschläge der griechischen Re-

gierung annimmt? Ent
weder führen die Vor-
schläge zu einer Verbes
serung der Situation.
Dann haben wir daraus
etwas für die Lösung der
EU-Probleme gelernt.
Oder die Vorschläge füh
ren zu keiner Verbesse
rung, dann wird es ein-
fach sein, gemeinsam mit
griechischen Politikern
bessere Lösungen zu fin
den. Bisher gab es keine
Alternativvorschläge zur

neoliberalen Austeritätspolitik.
Jetzt gibt es diese, einschließlich
des zu entwickelnden wirtschaft-
lichen Aufbauprogramms.

Zwei Appelle
Der Appell an IWF, EZB, Euro-

päische Kommission, Finanzmi
nister und Europäischen Rat: Ak
zeptiert den letzten griechischen

großen Betreiber diesen Wert
„ internalisieren“ ‚ indem sie ihre
eigenen „specialised services“ be
vorzugen dürfen. Ob diese Mehr-
gewinne j enseits der bisherigen
Erträge primär dem Netzausbau
und dem Kunden zugutekommen
werden, ist zu bezweifeln.

Dass hochrangige Vertreter wie
EU-Digitalkommissar Oettinger
das Konzept der Netzneutralität
offenkundig nicht verstehen kön
nen oder wollen und auch der na-
tionale Infrastrukturminister Stö
ger sich „sehr zufrieden“ mit dem
aktuellen Kuhhandel zeigt, kann
nur partiell erstaunen. Ebenso gut
fügt sich in das Bild, dass die hie-
sige Regulierungsbehörde schon
im Jahr 2013 unter Vorwegnahme
der aktuellen Einigung ein ent
sprechend „löchriges“ Positions
papier zur Netzneutralität präsen
tiert hat. Ihre Verordnungskompe
tenz nach § 17 Abs. 3 Telekommu
nikationsgesetz zum Schutz der
Netzneutralität im Sinne der All-
gemeinheit hat sie hingegen nicht
wahrgenommen. Nun kann daher
nur mehr die Stimme des Volkes
den Spieß wieder umdrehen! In
den USA ist das gelungen

PHILIPP LUST ist Autor von „Tetekom
munikationsrecht im Überblick“, das so-
eben in zweiter AufLage erschienen ist;
www.Lust.wien/netzneutraLitaet. F.: privat

schlag ein langfristiges Wirt-
schaftsentwicklungsprogramm.
Schließt unabhängig von der Grie
chenlandcausa endlich die
Steueroasen. Verbietet Sp ekula
tionen insbesondere .solche auf
Nahrungsmittel und Rohstoffe.
Beendet den Steuerwettbewerb.
Besteuert Vermögen, Unterneh
men und Finanztransaktionen auf
angemessene Weise. Beseitigt
Trusts und Offshore-Gesellschaf
ten, über die jedes Jahr jene Mii-
liarden am Fiskus vorbeige
schleust werden, die wir für eine
wohlstandssichernde Europä
ische Union dringend brauchen.

Nicht derAbbau des Sozialstaa
tes kann die Grundlage eines Wirt-
schaftsentwicklungsprogramms
sein, sondern der Abbau der im-
mer größer werdenden, skandalö
sen Ungleichverteilung.

Der Appell an Alexis Tsipras:
Stellen Sie am Sonntag nicht nur
die Forderung von IWF, Kommis-
sion und EZB zur Abstimmung,
sondern auch ihren Vorschlag —
ohne die Erpressungen von IWF,
EZB, Europäischer Kommission,
Finanzminister und dem Europä
ischen Rat. Zuzüglich Wirt-

Bei der Netzneutralität haben Lobbyisten
über die Allgemeinheit gesiegt: Statt
Gleichheit bei der Datenübertragung

stärkt man die großen Netzbetreiber und
verringert den Wettbewerb im Internet.

Aber manche Bahnen sind schneller: Das Internet der unterschiedlichen Geschwindigkeiten wird Realität.
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Für ein Europa der 500 Millionen
Die Griechenlandkrise als Wendepunkt zu einer solidarischen Union

Hager-Madun:
Alternativen

sind
möglich.
Foto: privat

lustp
Rechteck

lustp
Rechteck


